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Die Ausfallbürgschaft der Bürgschaftsbank wird durch eine Garantie im Rahmen des „Europäischen Garantie-
fonds" gestützt, die durch die Europäische Union im „Rahmenprogramm des Paneuropäischen Garantiefonds 
als Antwort auf die Covid-19-Krise“ finanziell abgesichert wird (die „Rückgarantie“ und die zwischen der Bürg-
schaftsbank und dem Europäischen Investitionsfonds („EIF“) diesbezüglich abgeschlossene Vereinbarung die 
„Rückgarantievereinbarung“). Für das Bürgschaftsverhältnis gelten daher die besonderen Bestimmungen 
der Bürgschaftserklärung sowie die folgenden „Allgemeine Bürgschaftsbestimmungen – EGF 70“. 

 

Allgemeines 

1. Umfang der Ausfallbürgschaft 

Die Ausfallbürgschaft erstreckt sich auf das Kapital 
und soweit die ursprüngliche Bürgschaftshöhe nicht 
überschritten wird (Höchstbetragsbürgschaft) auf 
vereinbarte Zinsen, höchstens für die Dauer von 90 
Tagen. Sie wird unter Beachtung der Kreditneh-
mereinheit im Sinne des KWG, sowie der spezifi-
schen, in diesen „Allgemeine Bürgschaftsbestim-
mungen – EGF 70“ genannten Förderfähigkeitskri-
terien bis zu einer Laufzeit von bis zu fünfzehn Jah-
ren und einer Deckung von max. 70 % der Haupt-
forderung des Kredits sowie oben genannter Zinsen 
innerhalb des Höchstbetrages übernommen.  

Provisionen, Verzugs-, Zinses-, Stundungs-, Provi-
sions-, Straf- und Überziehungszinsen, sonstige 
Verzugsschäden, Bearbeitungsentgelte, Bürg-
schaftsprovisionen, Prüfungskosten u. ä. sind von 
der Ausfallbürgschaft nicht erfasst und dürfen, ab-
gesehen von den Kosten der Kündigung, Rechts-
verfolgung und baren Auslagen bei der Verwertung 
der Sicherheiten, auch nicht mittelbar in die Ausfall-
rechnung einbezogen werden. 

Die Ausfallbürgschaft und der verbürgte Kredit müs-
sen spätestens bis zum 31.12.2022 genehmigt wer-
den.  

Die Ausfallbürgschaft bezieht sich immer (direkt  
oder indirekt) auf die gesamte Hauptforderung des 
Kredits; Teilkreditbeträge werden nicht verbürgt. 
Der verbürgte Kredit und die Ausfallbürgschaft lau-
ten zwingend auf EURO; Fremdwährungsgeschäfte 
werden nicht verbürgt. 

Wird der Kredit für den vorgesehenen Zweck nicht 
voll in Anspruch genommen, mindert sich, sofern 
keine andere Vereinbarung getroffen wird, die Aus-
fallbürgschaft entsprechend des ursprünglich vor-
gesehenen Verhältnisses zwischen verbürgtem und 
nicht verbürgtem Kreditteil.  

Bei vertraglich vereinbarten Herabsetzungen der 
Bürgschaft (insbesondere bei Kontokorrent- bzw. 
Avalrahmenkrediten) ändert sich das Haftungsver-
hältnis, soweit keine entsprechende Anpassung des 
Kredits vorgenommen wird. 

 

2. Tilgung 

Zahlungseingänge werden zunächst auf Kosten 
und Zinsen, dann auf den verbürgten Kredit, und 
zwar entsprechend des vereinbarten Haftungsver-
hältnisses quotal auf den verbürgten und nicht ver-
bürgten Kreditteil angerechnet. 

Das Kreditinstitut kann Tilgungs- und Herabset-
zungsraten bis zu zwei Monate ohne Zustimmung 
der Bürgschaftsbank stunden/aussetzen. Vertragli-
che Herabsetzungen und Tilgungsleistungen gelten 
im Verhältnis zur Bürgschaftsbank als vollzogen/be-
zahlt, wenn das Kreditinstitut der Bürgschaftsbank 
nicht spätestens zwei Monate nach Fälligkeit den 
Leistungsverzug anzeigt. 

Gewährt das Kreditinstitut weitere Kredite unter ei-
genem Obligo und erbringt der Kreditnehmer nur 
Teilleistungen auf fällige Beträge, sind diese anteilig 
auf den verbürgten Kredit und die sonstigen Kredite 
anzurechnen. Dies gilt auch für Zahlungen auf 
Grund von Gehaltsabtretungen, Pfändungen und 
Zahlungen Dritter zugunsten des Kreditnehmers. 

3. Entbindung von der Schweigepflicht 

Der Kreditnehmer entbindet das Kreditinstitut und 
die Bürgschaftsbank und das Kreditinstitut entbin-
det die Bürgschaftsbank für Zwecke der in diesen 
„Allgemeine Bürgschaftsbestimmungen – EGF 70“ 
enthaltenen Prüfungs-, Auskunfts- und Informati-
onsrechte sowie im Zusammenhang mit Mitteilun-
gen und Veröffentlichungen von der Schweige-
pflicht. 

Besondere Vorgaben EGF-Garantie 

4. Einhaltung Förderfähigkeitskriterien 

Kreditinstitut und Kreditnehmer sichern zu und ver-
pflichten sich, dafür Sorge zu tragen, dass ihre je-
weiligen Aktivitäten im Einklang mit den Förderzie-
len des Paneuropäischen Garantiefonds als Ant-
wort auf die Covid-19-Krise und den im Folgenden 
genannten auf sie jeweils anwendbaren, in der 
Rückgarantievereinbarung vorgegebenen und 
nachstehend näher beschriebenen Förderfähig-
keitskriterien stehen. 

Auch bei Erfüllung sämtlicher Förderfähigkeitskrite-
rien besteht kein Anspruch des Kreditinstitutes oder 
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Kreditnehmers auf Gewährung einer Ausfallbürg-
schaft entsprechend dieser „Allgemeinen Bürg-
schaftsbestimmungen – EGF 70" durch die Bürg-
schaftsbank. 

Förderfähigkeitskriterien Kreditnehmer 

a) Der Sitz des Unternehmens liegt in Baden-
Württemberg oder das zu fördernde Vorhaben 
wird in Baden-Württemberg realisiert. 

b) Der Kreditnehmer ist ein Kleinstunternehmen 
oder ein kleines oder mittleres Unternehmen 
gemäß der Empfehlung der Europäischen Kom-
mission vom 6. Mai 2002 (EU-Empfehlung 
2003/361).   

c) Der Kreditnehmer darf seine Geschäftstätigkeit 
nicht in einem Land ausüben, welches von der 
OECD in ihrem Globalen Forum für Transpa-
renz und Informationsaustausch für Steuerzwe-
cke als „nicht konform“ eingestuft wird.  

d) Das Rating der Bürgschaftsbank in Bezug auf 
den Kreditnehmer muss zum Zeitpunkt des Ab-
schlusses des Kreditvertrages einem Rating 
von mindestens RGZS 7 entsprechen. 

Alle in dieser Ziffer 4 lit. b) bis d) genannten Förder-
fähigkeitskriterien Kreditnehmer sind am Tag der 
Unterzeichnung des Kreditvertrags vom Kreditneh-
mer einzuhalten; das in dieser Ziffer 4 lit. a) ge-
nannte Förderfähigkeitskriterium ist während der 
gesamten Laufzeit der Bürgschaft vom Kreditneh-
mer einzuhalten. 

5. Ausschlusskriterien 

Nicht gefördert werden:  

a) gesetzlich verbotene wirtschaftliche Tätigkei-
ten;  

b) Produktionen und Tätigkeiten, die schädliche  
oder ausbeuterische Formen von Zwangsarbeit 
und Kinderarbeit beinhalten; 

c) die Produktion oder der Handel von Tabak, 
wenn dies einen wesentlichen Teil der Ge-
schäftstätigkeit ausmacht; 

d) die Produktion oder der Handel von Munition 
und Waffen, militärische und polizeiliche Aus-
rüstung, Infrastruktur (einschließlich, ohne da-
rauf beschränkt zu sein, Strafvollzugsanstalten 
und Gefängnisse); 

e) die Produktion oder der Handel mit Wildtieren 
oder Wildtierprodukten, die unter das Überein-
kommen über den internationalen Handel mit 
gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflan-
zen (CITES) fallen;  

 

f) die Produktion oder Verwendung von oder der 
Handel mit gefährlichen Stoffen, wie radioakti-
ven Stoffen (mit Ausnahme von medizinischen 
Isotopen und Stoffen für Diagnose und Behand-
lung im Gesundheitswesen), nicht gebundenen 
Asbestfasern und PCB (polychlorierte Biphe-
nyle)-haltigen Produkten; 

g) der grenzüberschreitende Handel mit Abfällen 
und Abfallprodukten, sofern nicht nach dem 
Basler Übereinkommen über die Kontrolle der 
grenzüberschreitenden Verbringung gefährli-
cher Abfälle und ihrer Entsorgung und den zu-
grundeliegenden nationalen und EU-Regelun-
gen erlaubt, wobei die Verwendung von Abfäl-
len als Brennstoff in der Fernwärme nicht aus-
geschlossen ist;  

h) nicht nachhaltige Fischereimethoden (insbe-
sondere Treibnetzfischerei mit Hochseetreib-
netzen mit einer Länge von mehr als 2,5 km und 
Dynamitfischerei);  

i) die Produktion von oder der Handel mit Arznei-
mitteln, Pestiziden, Herbiziden, Chemikalien, 
ozonabbauenden Stoffen und anderen gefährli-
chen Stoffen, die einem internationalen Aus-
laufprogramm oder Verbot unterliegen; 

j) die Zerstörung von kritischen Lebensräumen; 

k) die Produktion und der Vertrieb von rassisti-
scher, antidemokratischer und/oder neonazisti-
scher Medien; 

l) die Verwendung von lebenden Tieren für wis-
senschaftliche und experimentelle Zwecke, ein-
schließlich der Zucht dieser Tiere, es sei denn, 
eine solche Handlung ist nach der EU-Richtlinie 
2010/63/EU, geändert durch die Verordnung 
(EU) 2019/1010 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über den Schutz der für wissen-
schaftliche Zwecke verwendeten Tiere, zuläs-
sig;  

m) die kommerzielle Genehmigung und Abholzung 
von Naturwäldern sowie die Umwandlung von 
Urwäldern in landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen (Plantagen);  

n) der Erwerb von Holzerntemaschinen für den 
Einsatz in Naturwäldern oder Wäldern mit ho-
hem Urwaldanteil sowie sämtliche Tätigkeiten, 
die zum Kahlschlag und/oder zur Zerstörung 
von Urwäldern führt; 

o) neue Palmölplantagen;  

p) die Erzeugung aus fossilen Brennstoffen und 
damit verbundene Tätigkeiten, insbesondere 

(1) Abbau, Verarbeitung, Transport und Lage-
rung von Kohle; 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32003H0361&from=EN
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32003H0361&from=EN
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(2) Erdölgewinnung und -produktion, Raffina-
tion, Transport, Vertrieb und Lagerung;  

(3) Erdgasgewinnung und -produktion, Verflüs-
sigung, Regasifizierung, Transport, Vertrieb 
und Lagerung; oder 

(4) Stromgaserzeugung, welche die Emissi-
onsnorm (d.h. 250 Gramm CO₂ pro kWh 
Strom) überschreitet, die für mit fossilen 
Brennstoffen betriebene Kraftwerke und 
Heizkraftwerke, geothermische Kraftwerke 
und Wasserkraftwerke mit großen Stau-
seen gilt; 

q) energieintensive und/oder stark CO₂-emittie-
rende Industrien und Sektoren, insbesondere, 
aber nicht beschränkt auf solche der in Ziffer 1 
der Anlage aufgeführten NACE-Nomenklatu-
ren, 4-stellig; 

r) Glücksspiel, Casinos und ähnliche Unterneh-
men oder Hotels, die solche Einrichtungen be-
herbergen; 

s) jede Tätigkeit im Zusammenhang mit Pornogra-
fie oder Prostitution; 

t) jede Tätigkeit mit politischem oder religiösem 
Inhalt; 

u) „Unternehmen in Schwierigkeiten“ im Sinne der 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Europäi-
schen Kommission vom 17. Juni 2014, sofern 
der Kreditnehmer bereits am 31. Dezember 
2019 ein „Unternehmen in Schwierigkeiten" in 
diesem Sinne war. Sofern der Kreditnehmer am 
31. Dezember 2019 ein „Unternehmen in 
Schwierigkeiten" war, ist es dennoch förderfä-
hig, sofern es sich um ein Kleinstunternehmen 
oder ein kleines Unternehmen handelt, bei dem 
am Tag der Unterzeichnung des Kreditvertra-
ges (i) über das Vermögen des Unternehmens 
kein Insolvenzverfahren eröffnet  
oder mangels Insolvenzmasse abgewiesen 
wurde, und (ii) es (a) keine Rettungsbeihilfe, die 
nicht zurückgezahlt (wenn es sich um ein Dar-
lehen handelt) oder beendet (wenn es sich um 
eine Bürgschaft handelt) wurde und (b) keine 
Restrukturierungsbeihilfe erhalten hat;  

v) Der Kreditnehmer hat keine staatlichen Beihil-
fen erhalten, die von der Europäischen Kom-
mission für rechtswidrig oder nicht konform er-
klärt und vom Kreditnehmer noch nicht zurück-
gezahlt wurde; 

w) Kreditinstitute und Kreditnehmer, die bzw. de-
ren rechtsgeschäftlich oder gesetzlich Vertre-
tungs-/ Handlungsberechtigte in den letzten fünf 
(5) Jahren wegen Betruges, Korruption, Beteili-

gung an einer kriminellen Vereinigung Geldwä-
sche oder Terrorismusfinanzierung, terroristi-
sche Straftaten oder Straftaten im Zusammen-
hang mit terroristischen Aktivitäten oder Anstif-
tung, Beihilfe oder Versuch der Begehung sol-
cher Straftaten, Kinderarbeit und andere For-
men des Menschenhandels oder einer sonsti-
gen rechtswidrigen Handlung verurteilt worden 
sind oder gegen die ein entsprechendes Ver-
fahren anhängig ist;  

x) Kreditinstitute und Kreditnehmer, die bzw. de-
ren rechtsgeschäftlich oder gesetzlich Vertre-
tungs-/ Handlungsberechtigte in den letzten fünf 
(5) Jahren wegen einer Straftat im Zusammen-
hang mit ihrem berufsbezogenen Verhalten ver-
urteilt worden sind, wodurch die Umsetzung des 
verbürgten Kredits bzw. des Vorhabens gefähr-
det würde; 

y) Kreditinstitute oder Kreditnehmer, die in der von 
der Europäischen Kommission gemäß Verord-
nung (EG, Euratom) Nr. 1302/2008 erstellten 
zentralen Ausschlussdatenbank gelistet oder 
mit einer finanziellen Sanktion belegt sind;  

z) Kreditinstitute oder Kreditnehmer, die in den 
letzten fünf (5) Jahren Gegenstand eines 
rechtskräftigen Urteils oder einer rechtskräfti-
gen Verwaltungsentscheidung waren, wonach 
sie ihren Verpflichtungen in Bezug auf die Zah-
lung von Steuern oder Sozialversicherungsbei-
trägen nach geltendem Recht nicht nachge-
kommen sind und diese Verpflichtungen unbe-
zahlt geblieben sind, es sei denn, es wurde eine 
verbindliche Vereinbarung über deren Zahlung 
getroffen und  

aa) Kreditnehmer, die insolvent sind bzw. in Bezug 
auf die ein Insolvenzgrund i.S.d. §§ 17ff. InsO 
vorliegt oder die abgewickelt werden oder ihre 
Geschäftstätigkeit eingestellt haben oder Ge-
genstand eines vergleichbaren Verfahrens sind 
oder sich in einer vergleichbaren Situation be-
finden. 

6. Prüfungs- und Auskunftsrechte relevan-
ter Parteien unter der Rückgarantiever-
einbarung 

Kreditinstitut und Kreditnehmer erkennen an, dass 
– ungeachtet der und zusätzlich zu den weiteren, 
sie jeweils betreffenden und in diesen „Allgemeine 
Bürgschaftsbestimmungen – EGF 70“ enthaltenen 
Auskunfts- und Berichtspflichten – die Vertreter und 
Berater der teilnehmenden Mitgliedstaaten, das Eu-
ropäische Amt für Betrugsbekämpfung ("OLAF"), 
der Europäische Investitionsfonds ("EIF"), die Euro-
päische Investitionsbank ("EIB"), die Bediensteten 
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des EIF oder jede andere vom EIF oder der EIB be-
nannte Person, die Kommission, die Bediensteten 
der Kommission (einschließlich OLAF), die Europä-
ische Staatsanwaltschaft ("EPPO"), jede andere In-
stitution oder Einrichtung der Europäischen Union, 
die berechtigt ist, die Inanspruchnahme der Rück-
bürgschaft im Rahmen des EGF-Garantieinstru-
ments zu überprüfen, sowie alle anderen einschlä-
gigen nationalen Behörden und ihre Vertreter oder 
andere zuständige nationale Rechnungshöfe oder 
nach geltendem Recht ordnungsgemäß ermäch-
tigte Stellen oder Einrichtungen, die zur Durchfüh-
rung von Rechnungsprüfungen oder Kontrollen be-
rechtigt sind (zusammen die "relevanten Par-
teien"), das Recht haben, Prüfungen und Kontrollen 
durchzuführen und Informationen in Bezug auf die 
Rückgarantievereinbarung und ihre Durchführung 
zu verlangen. Vorbehaltlich der geltenden Gesetze 
sind Kreditinstitut und Kreditnehmer verpflichtet:  

a. Fernüberwachungen sowie Kontrollbesuche 
und Inspektionen der Geschäftsabläufe, Bü-
cher und Aufzeichnungen durch jede der re-
levanten Parteien zu ermöglichen; 

b. Befragungen ihrer Vertreter durch jede der 
relevanten Parteien zuzulassen und Kon-
takte mit Vertretern oder anderen am EGF-
Garantieinstrument beteiligten Personen 
nicht zu behindern; 

c. den relevanten Parteien die Durchführung 
von Audits und Kontrollen vor Ort zu ermögli-
chen und ihnen zu diesem Zweck während 
der üblichen Geschäftszeiten Zugang zu ih-
ren Räumlichkeiten zu gewähren;  

d. die Einsichtnahme in ihre Bücher und Unter-
lagen im Zusammenhang mit diesem Vertrag 
zu gestatten und Kopien dieser und damit zu-
sammenhängender Dokumente anzuferti-
gen, soweit dies nach geltendem Recht zu-
lässig und erforderlich ist. 

7. Weitere besondere Auskunfts- und Auf-
bewahrungspflichten unter der Rückga-
rantievereinbarung 

Das Kreditinstitut und der Kreditnehmer werden auf 
Verlangen der Bürgschaftsbank und/oder einer re-
levanten Partei dieser oder der relevanten Partei 
alle erforderlichen Unterlagen und Informationen 
zur Verfügung stellen, welche die Bürgschaftsbank 
und/oder eine relevante Partei im Zusammenhang 
mit der Rückgarantievereinbarung anfordert. Das 
sind insbesondere Unterlagen und Informationen im 
Hinblick auf das Kreditinstitut, den Kreditnehmer 

und den Kredit, die Einbeziehung dieser „Allge-
meine Bürgschaftsbestimmungen – EGF 70“, die 
Einhaltung der Förderfähigkeitskriterien und des 
Zweckes des verbürgten Kredits, die Zahlungs- und 
(Sicherheiten-) Verwertungsprozesse, den Nach-
weis der Reduzierung der Kosten der Ausfallbürg-
schaft aufgrund der Rückgarantie jedes verbürgten 
Kredits sowie im Zusammenhang mit Kundenlegiti-
mations- oder ähnlichen Identifikationsverfahren. 
Das Kreditinstitut und der Kreditnehmer haben die 
entsprechenden Unterlagen und Informationen je-
derzeit bis zum Ende des Aufbewahrungszeitraums 
(wie nachstehend definiert) vorzuhalten und stim-
men der Speicherung dieser Unterlagen und Infor-
mationen bis zum Ende des Aufbewahrungszeit-
raums zu. 

„Aufbewahrungszeitraum“ bezeichnet den Zeit-
raum von zehn Jahren nach dem Enddatum des 
verbürgten Kredits.  

8. Datenschutz und Veröffentlichungen, 
Mitteilungen, etc. 

Kreditinstitut und Kreditnehmer erklären sich damit 
einverstanden, dass dem EIF, der EIB und der Eu-
ropäischen Kommission folgende Daten übermittelt 
werden dürfen:  

- Name des Kreditinstituts bzw. des Kreditneh-
mers; 

- Anschrift des Kreditinstituts bzw. des Kreditneh-
mers; 

- Zweck des verbürgten Kredits; sowie  

- andere persönliche Daten im Zusammenhang 
mit dem verbürgten Kredit. 

Darüber hinaus erklären sich Kreditinstitut und Kre-
ditnehmer damit einverstanden, dass der EIF, die 
EIB und die Europäische Kommission sowie die 
Bürgschaftsbank die vorstehenden Daten spei-
chern und mindestens bis zum Ende des Aufbewah-
rungszeitraums aufbewahren dürfen. 

Kreditinstitut und Kreditnehmer erklären sich damit 
einverstanden, dass die Bürgschaftsbank die ihr ge-
mäß diesen „Allgemeine Bürgschaftsbestimmun-
gen - EGF 70“ zur Verfügung gestellten Daten auch 
für die Erstellung von Erfolgsgeschichten verwen-
den und den relevanten Parteien (auch für Marke-
tingzwecke und zur Veröffentlichung) zur Verfügung 
stellen darf. 

Ist der Kreditnehmer mit der Veröffentlichung dieser 
Informationen nicht einverstanden, so kann er vor 
Erhalt einer finanziellen Unterstützung gegenüber 
der Hausbank seinen Widerspruch zur Veröffentli-
chung schriftlich erklären.  

Ein Widerspruch ist nur möglich, wenn: 

(i). die Veröffentlichung seine wirtschaftlichen Inte-
ressen gefährdet; oder 
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(ii). die Veröffentlichung in die Rechte und Freihei-
ten von Personen, die dem Schutz der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union unter-
liegen, bedroht; oder 

(iii). die Veröffentlichung gemäß geltenden Geset-
zen und Vorschriften unrechtmäßig wäre; oder 

(iv). der Endempfänger eine natürliche Person ist. 

Bis zu einem verbürgten Kreditbetrag von EUR 1,0 
Millionen (bei 70 %-iger Bürgschaft) bzw. EUR 1,4 
Millionen (bei 50 %-iger Bürgschaft) ist eine Veröf-
fentlichung der Daten nicht vorgesehen. 

Ist das Kreditinstitut mit der Veröffentlichung dieser 
Informationen nicht einverstanden, so kann es vor 
Erhalt einer finanziellen Unterstützung gegenüber 
dem EIF seinen Widerspruch zur Veröffentlichung 
schriftlich erklären. Ein Widerspruch ist nur möglich, 
wenn die Veröffentlichung: 

(i). seine wirtschaftlichen Interessen gefährdet; 
oder 

(ii). die Rechte und Freiheiten von Personen, die 
dem Schutz der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union unterliegen, bedroht; oder 

(iii). gemäß geltenden Gesetzen und Vorschriften 
unrechtmäßig wäre. 

Der schriftliche Widerspruch des Kreditinstituts ist 
an die unten angegebene Adresse zu richten. 

Der Kreditnehmer erklärt sich seinerseits damit ein-
verstanden, dass das Kreditinstitut die Bürgschafts-
bank unverzüglich über alle dem Kreditinstitut be-
kannten, relevanten, den verbürgten Kredit und den 
Förderzweck betreffenden Tatsachen informiert. 

Das Kreditinstitut und der Kreditnehmer haben das 
Recht, Nachprüfungen, Korrekturen, Löschungen 
und sonstige Änderungen der sie betreffenden Da-
ten zu verlangen.  

Dieses Verlangen ist zu richten: 

Für den EIF an:  

European Investment Fund 
15 Avenue J.F. Kennedy 
L-2968 Luxemburg 
Fax: +352 4266 88300 
Zu Händen: EIF Data Protection Officer 

Für den EIB an: 

European Investment Bank 
98-100, boulevard Konrad Adenauer 
L-2950 Luxemburg 
Zu Händen: EIB Data Protection Officer 

Für die Europäische Kommission an: 

Europäische Kommission 
Rue Wiertz 60,  
B-1047 Brussels 
Zu Händen: Data Protection Officer 

Weitere Pflichten des Kreditinstituts 

9. Förderfähigkeitskriterien Vorhaben / 
verbürgter Kredit 

Das Kreditinstitut stellt sicher, dass der verbürgte 
Kredit die nachstehend näher beschriebenen För-
derfähigkeitskriterien erfüllt:  

a) bei dem verbürgten Kredit muss es sich um eine 
neue Transaktion handeln; 

b) der verbürgte Kredit muss entweder als vorran-
giger Laufzeitkredit einen festen Rückzahlungs-
plan, eine Mindestlaufzeit von drei Monaten und 
eine maximale Laufzeit von bis zu fünfzehn Jah-
ren aufweisen oder als Kontokorrent- bzw. Aval-
rahmenkredit eine maximale Laufzeit von drei 
Jahren aufweisen; verbürgte Kontokorrent- 
bzw. Avalrahmenkredite gelten dann nicht als 
neue Transaktion im Sinne vorstehender lit. a), 
wenn der zunächst verbürgte Kontokorrent- 
bzw. Avalrahmenkredit zuvor nicht vollständig 
zurückgezahlt worden ist; 

c) Verwendungszweck des verbürgten Kredits 
muss die Finanzierung des Betriebskapitals, 
des Liquiditätsbedarfs, eine Investition in 
(i) Sachanlagen, (ii) das immaterielle Anlage-
vermögen, (iii) Gegenstände des Umlaufvermö-
gens, die Refinanzierung einer bestehenden 
Verpflichtung im Sinne der Kredit- und Inkasso-
politik des Kreditinstitutes und/oder eine Ge-
schäftsübertragung sein, wobei im Fall einer 
Geschäftsübertragung der durch den verbürg-
ten Kredit finanzierte Teil der Geschäftsübertra-
gung nicht mehr als 50 % ausmachen darf.   

Die Verbürgung von Bankgarantien, Akkrediti-
ven, Factoring- und Quasi-Eigenkapital-Trans-
aktionen, Leasinggeschäften, Anleihen sowie 
nachrangige Schuldtitel ist ausgeschlossen. 

Der Verwendungszweck des verbürgten Kredits 
ist bei den nachfolgend aufgeführten Finanzie-
rungen nur unter Einhaltung der nachstehend 
näher bezeichneten Kriterien erfüllt:  

(1) der verbürgte Kredit darf nicht der Finanzie-
rung des Erwerbs eines Fahrzeugs für 
Transportzwecke, die die in Ziffer 2 der An-
lage aufgeführten CO₂-Emissionsgrenz-
werte überschreiten, dienen;  

(2) unterliegt der verbürgte Kredit der De-Mini-
mis-Verordnung (wie in Ziffer 3 der Anlage 
definiert) und ist der Kreditnehmer im Be-
reich des Güterkraftverkehrs zu gewerbli-
chen Zwecken tätig, darf der verbürgte Kre-
dit nicht der Finanzierung des Erwerbs von 
Fahrzeugen dienen;  

(3) dient der verbürgte Kredit der Finanzierung 
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des Baus neuer Gebäude oder der umfas-
senden Sanierung bestehender Gebäude 
(d.h. von mehr als 25 % der Gebäudefläche 
oder in Höhe von mehr als 25 % des Ge-
bäudewerts ohne Berücksichtigung des 
Werts des Grundstücks) müssen die in dem 
Gebäudeeffizienzgesetz entsprechend der 
Richtlinie über die Gesamtenergieeffizienz 
von Gebäuden (2018/844/EU) festgelegten 
Energiestandards eingehalten werden; 

(4) dient der verbürgte Kredit der Finanzierung 
von Heizungen und/oder Klimaanlagen 
(einschließlich kombinierter Kühl/Wärme- 
und Stromerzeugungen), muss es sich um 
eine der folgenden Investitionen handeln:  

(i) Investition in Wärmeerzeugung mit er-
neuerbaren Brennstoffen oder in förder-
fähige Wärmekraftkopplung (wie in Ziffer 
4 der Anlage definiert); 

(ii) Investition in kleine und mittelgroße 
(Erd-)Gaskessel mit einer Leistung von 
bis zu 20 MWth, die die Mindestkriterien 
für die Energieeffizienz erfüllen, d.h. 
Kessel der Klasse A < 400 kWth oder 
Kessel mit einer Energieeffizienz von 
> 90 %; 

(iii) Investitionen, die die Sanierung oder 
den Ausbau bestehender Fernwärme-
netze betreffen, wenn die CO₂-Emission 
durch die Verbrennung von Kohle, Torf, 
Öl, Gas oder nicht organischen Abfällen 
auf Jahresbasis nicht ansteigen;  
und/oder 

(iv) Investitionen in neue Fernwärmenetze 
oder wesentliche Erweiterungen beste-
hender Fernwärmenetze, sofern das 
Netz zu mindestens 50 % aus erneuer-
baren Energien oder zu 50 % aus Ab-
wärme oder zu 75 % aus Wärme aus 
Wärmekraftkopplungen oder zu 50 % 
aus einer Kombination aus solchen 
Energien und Wärme besteht;  

(5) dient der verbürgte Kredit der Finanzierung 
von Investitionen in die Strom- und/oder 
Wärmeerzeugung unter Verwendung von 
Biomasse, müssen die folgenden Bedin-
gungen für die Nachhaltigkeit von Biomas-
sen erfüllt sein: 

(i) die Rohstoffe müssen aus nicht konta-
minierter Biomasse oder biogenen Ab-
fällen innerhalb der EU stammen oder 
für ihre Nachhaltigkeit zertifiziert sein, 
wenn sie von außerhalb der EU bezogen 
werden, und dürfen nicht aus Nahrungs- 
und Futtermittelpflanzen bestehen; 

(ii) forstwirtschaftliche Rohstoffe, die nach 

internationalen Standards für die Zertifi-
zierung nachhaltiger Forstwirtschaft zer-
tifiziert sind; 

(iii) es dürfen keine Palmölprodukte oder 
Rohstoffe aus Tropenwäldern und/oder 
in Ziffer 5 der Anlage näher bezeichne-
ten geschützten Gebieten verwendet 
werden; 

(6) der verbürgte Kredit darf nicht der Finanzie-
rung von Entsalzungsprojekten dienen; 

(7) der verbürgte Kredit darf nicht von export-
bezogenen Aktivitäten in Richtung Drittlän-
der oder Mitgliedstaaten der EU abhängig 
gemacht werden;  

(8) dient der verbürgte Kredit der Finanzierung 
von Kreditnehmern, die in der Verarbeitung 
und Vermarktung von landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen oder solcher, die im Fische-
rei- und Aquakultursektor tätig sind, müs-
sen die in Ziffer 6 der Anlage aufgeführten 
Kriterien im Zusammenhange mit den Re-
gelungen zur staatlichen Beihilfe erfüllt 
sein; 

d) der verbürgte Kredit darf nur unter Beachtung 
der staatlichen Beihilfen, insbesondere gemäß 
Nr. 3.1 des befristeten Rahmens für staatliche 
Beihilfen zur Stützung der Wirtschaft angesichts 
des derzeitigen Ausbruchs von COVID-19 
(„Temporary Framework") oder auf Grundlage 
der De-Minimis-Verordnung gewährt werden; 

e) der Maximalbetrag des Kleinbeihilfebetrages 
darf zusammen mit allen anderen nach Nr. 3.1 
des Temporary Frameworks gewährten staatli-
chen Beihilfen EUR 1.800.000,00 nicht über-
schreiten; der Maximalbetrag reduziert sich auf 
EUR 225.000,00 für Kreditnehmer, die in der 
Primärproduktion von landwirtschaftlichen Er-
zeugnissen tätig sind, bzw. auf 
EUR 270.000,00 für Kreditnehmer, die im Fi-
scherei- und Aquakultursektor tätig sind; und 

f) der Maximalbetrag des verbürgten Kredites be-
trägt EUR 5.000.000,00.  

10. Kreditvertrag 

Der Kreditvertrag für den verbürgten Kredit ist unter 
Beachtung der besonderen Bedingungen (Erfüllung 
ist Wirksamkeitsvoraussetzung für die Ausfallbürg-
schaft) und Auflagen der Bürgschaftserklärung aus-
zufertigen. 

Diese „Allgemeine Bürgschaftsbestimmungen – 
EGF 70“ sind zum Inhalt des Kreditvertrages zu ma-
chen und das Kreditinstitut stellt sicher, dass der 
Kreditnehmer die entsprechenden Zusicherungen 
in Bezug auf die ihn bzw. das Vorhaben betreffen-
den Förderfähigkeitskriterien abgibt.  
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Der verbürgte Kredit darf nur für das in der Bürg-
schaftserklärung bezeichnete Vorhaben verwendet 
werden. Im Falle der Inanspruchnahme der Bürg-
schaftsbank ist die bestimmungsgemäße Verwen-
dung des verbürgten Kredits nachzuweisen. Ent-
sprechende Belege sind zu den Akten zu nehmen. 
Soweit der Verwendungsnachweis nicht erbracht 
werden kann, mindert sich die Bürgschaftsverpflich-
tung. 

Das Datum, unter dem der Kreditvertrag abge-
schlossen worden ist, muss der Bürgschaftsbank 
unverzüglich, spätestens aber drei Monate nach 
Empfang der Bürgschaftserklärung, mitgeteilt wer-
den. 

Die Verpflichtungen der Bürgschaftsbank nach § 3 
Geldwäschegesetz werden vom Kreditgeber wahr-
genommen. Werden dem Kreditgeber abweichende 
wirtschaftlich Berechtigte bekannt oder Umstände, 
nach denen verstärkte Sorgfaltspflichten gemäß § 6 
Geldwäschegesetz zu beachten sind, ist dies der 
Bürgschaftsbank umgehend mitzuteilen. 

Auf Anfrage sind der Bürgschaftsbank die Identifi-
zierungsunterlagen unverzüglich und vollständig zu 
übermitteln. 

11. Gesonderte Verwaltung 

Der verbürgte Kredit und die dafür gestellten Sicher-
heiten sind gesondert von den übrigen Geschäften 
mit dem Kreditnehmer zu verwalten.  

12. Abtretung 

Zur Abtretung verbürgter Kreditforderungen ist die 
Zustimmung der Bürgschaftsbank einzuholen. Sie 
gilt bei Abtretung an refinanzierende Zentralinstitute 
im Rahmen öffentlicher Programmkredite als erteilt. 

Werden ohne Zustimmung der Bürgschaftsbank 
Vereinbarungen über die verbürgte Kreditforderung 
oder sonstige Maßnahmen getroffen, aufgrund de-
rer Rechte an dieser Forderung ganz oder teilweise 
auf Dritte übertragen werden oder Dritten ganz oder 
teilweise die wirtschaftliche Verfügungsgewalt über 
die Forderung übertragen wird, so wird die Ausfall-
bürgschaft unwirksam. Bei Inanspruchnahme der 
Bürgschaftsbank hat das Kreditinstitut schriftlich zu 
bestätigen, dass sich die verbürgte Kreditforderung 
in seinem uneingeschränkten rechtlichen und wirt-
schaftlichen Eigentum befindet und nicht mit Rech-
ten Dritter belastet ist und dass Dritte nicht die Über-
tragung der Forderung beanspruchen können. 

13. Sicherheiten 

Für den nicht verbürgten Kreditteil dürfen keine 
Sondersicherheiten bestellt werden. Erfolgt eine 
spätere zusätzliche Besicherung der zum Zeitpunkt 

der Bürgschaftsübernahme bestehenden nicht ver-
bürgten Kredite, so ist mit dem Sicherungsgeber zu 
vereinbaren, dass diese Sicherheiten anteilig für die 
verbürgten und unverbürgten Kredite haften.  

Sicherheiten dürfen nur mit Zustimmung der Bürg-
schaftsbank aufgegeben oder geändert werden.  

14. Sorgfaltspflicht 

Bei der Einräumung, Verwendung und Verwaltung 
des Kredits, der Bestellung, Überwachung und der 
Verwertung von Sicherheiten sowie bei der Abwick-
lung Not leidender Kredite ist die Sorgfalt eines or-
dentlichen Bankkaufmanns anzuwenden. Das Kre-
ditinstitut hat sich insbesondere im Zusammenhang 
mit der Verwertung der Sicherheiten nach Kräften 
zu bemühen, einen maximalen Verwertungserlös zu 
erzielen. 

15. Auskunfts- und Berichtspflichten 

Der Bürgschaftsbank sind innerhalb von sechs Mo-
naten nach Ablauf des Geschäftsjahres des Kredit-
nehmers die nach gesetzlichen Vorschriften erstell-
ten und unterzeichneten Jahresabschlüsse (ggf. mit 
Anhang, Lagebericht, Prüfungsbericht und Testat) 
zuzusenden, und zwar mit folgender Maßgabe:  

- bei nicht prüfungspflichtigen Kreditnehmern be-
scheinigt von einem Wirtschaftsprüfer/Steuer-
berater oder einem vereidigten Buchprüfer mit 
Plausibilitätsbeurteilung; 

- bei prüfungspflichtigen Kreditnehmern mit dem 
Bericht über die Jahresabschlussprüfung.  

Nicht bilanzierende Kreditnehmer bzw. Kreditneh-
mereinheiten haben folgende Unterlagen einzu-
reichen:  

- Vermögensaufstellung bzw. Selbstauskunft 
über Vermögensverhältnisse;  

- Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG bzw. 
Überschussrechnung;  

- Einkommensteuererklärung und –bescheid.  

Auf die Verpflichtung nach §§ 18 und 19 KWG wird 
hingewiesen.  

Der Bürgschaftsbank ist auf Verlangen Auskunft 
über den verbürgten Kredit und die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Kreditnehmers bzw. der Kredit-
nehmereinheit zu erteilen.  

Werden von der Bürgschaftsbank zusätzliche Infor-
mationen angefordert, sind diese unverzüglich nach 
Zugang bei der Bürgschaftsbank zurückzusenden.  

Die jährliche Saldenmitteilung ist der Bürgschafts-
bank bis spätestens 10. Januar des folgenden Jah-
res unterschrieben zurückzugeben. Bei nicht frist-
gemäßer Rückgabe gilt der von der Bürgschafts-
bank festgestellte Saldo als anerkannt. Das Prü-
fungsrecht gemäß Ziffer 17 bleibt unberührt.  
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Das Kreditinstitut hat der Bürgschaftsbank – zusätz-
lich zu den spezifisch in Zusammenhang mit dem 
„Rahmenprogramm des Paneuropäischen Garan-
tiefonds als Antwort auf die Covid-19-Krise“ stehen-
den und an anderer Stelle in diesen „Allgemeine 
Bürgschaftsbestimmungen – EGF 70“ genannten 
Fällen – unverzüglich Mitteilung zu machen, wenn  

a) der Kreditnehmer mit der Zahlung der verein-
barten Zins- oder Tilgungsbeträge auf ver-
bürgte Kredite länger als zwei Monate in Ver-
zug geraten ist; Ziffer 2 bleibt hiervon unbe-
rührt;  

b) der Kreditnehmer sonstige wesentliche in die-
sen „Allgemeine Bürgschaftsbestimmungen – 
EGF 70“ genannten Kredit-/ Förderfähigkeitskri-
terien, einschließlich der Einhaltung der staatli-
chen Beihilferegelungen, verletzt hat;  

c) die Angaben des Kreditnehmers über seine 
wirtschaftlichen Verhältnisse sich nachträglich 
als unrichtig oder unvollständig erweisen;  

d) die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das 
Vermögen des Kreditnehmers beantragt wird;  

e) dem Kreditinstitut sonstige Umstände bekannt 
werden, durch die bei verständiger Würdigung 
die Rückzahlung des verbürgten Kredits als ge-
fährdet anzusehen ist;  

f) der Kreditnehmer den Betrieb ganz oder teil-
weise aufgibt oder seinen Sitz von Baden-Würt-
temberg in ein anderes Land verlegt. 

Außerdem sind der Bürgschaftsbank alle sonstigen 
für das Bürgschaftsverhältnis bedeutsamen Ereig-
nisse mitzuteilen. 

16. Kündigung 

Der Kredit ist auf Verlangen der Bürgschaftsbank zu 
kündigen, wenn ein wichtiger Grund, insbesondere 
ein Tatbestand oder eine Pflichtverletzung nach Zif-
fer 15 a) bis f) vorliegt bzw. ein in Ziffer 4 oder Ziffer 
9 genanntes Förderfähigkeitskriterium bei Antrag-
stellung bzw. Abschluss des Kreditvertrags nicht 
vorlag bzw. sofern es während der gesamten Lauf-
zeit der Bürgschaft einzuhalten ist, nicht eingehal-
ten wird. 

17. Prüfung 

Das Kreditinstitut hat jederzeit eine Prüfung der sich 
auf den verbürgten Kredit beziehenden Unterlagen, 
insbesondere Unterlagen die die Einhaltung der 
staatlichen Beihilferegelungen nachweisen, durch 
die Bürgschaftsbank zu dulden.  

 

 

Weitere Pflichten des Kreditnehmers 

18. Auskunftspflichten und Prüfungsrechte 

Zusätzlich zu den in Ziffer 6 genannten, ihn betref-
fenden Prüfungs- und Auskunftsrechten der rele-
vanten Parteien ist der Kreditnehmer verpflichtet, 
dem Kreditinstitut und der Bürgschaftsbank auf Ver-
langen Auskunft über seine wirtschaftlichen Verhält-
nisse zu erteilen. Dem Kreditinstitut sind insbeson-
dere innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des 
Geschäftsjahres des Kreditnehmers die nach ge-
setzlichen Vorschriften erstellten und unterzeichne-
ten Jahresabschlüsse (ggf. mit Anhang, Lagebe-
richt, Prüfungsbericht und Testat) zuzusenden, und 
zwar mit folgender Maßgabe:  

- bei nicht prüfungspflichtigen Kreditnehmern, 
bescheinigt von einem Wirtschaftsprüfer/Steu-
erberater oder vereidigtem Buchprüfer mit Plau-
sibilitätsbeurteilung, 

- bei prüfungspflichtigen Kreditnehmern mit dem 
Bericht über die Jahresabschlussprüfung. 

Nicht bilanzierende Kreditnehmer bzw. Kreditneh-
mereinheiten haben folgende Unterlagen einzu-
reichen: 

- Vermögensaufstellung bzw. Selbstauskunft 
über Vermögensverhältnisse, 

- Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG bzw. 
Überschussrechnung, 

- Einkommensteuererklärung und -bescheid. 

Dem Kreditinstitut sind außerdem unverzüglich alle 
für das Kreditverhältnis bedeutsamen Ereignisse 
mitzuteilen. 

Darüber hinaus ist der Kreditnehmer verpflichtet, je-
derzeit eine Prüfung seiner wirtschaftlichen Verhält-
nisse sowie die Einhaltung der staatlichen Beihil-
feregelungen durch die Bürgschaftsbank zu dulden. 

19. Kündigung 

Der Kreditnehmer erkennt eine Kündigung an, wenn 
ein wichtiger Grund, insbesondere ein Tatbestand 
oder eine Pflichtverletzung nach Ziffer 15 a) - f) vor-
liegt bzw. ein in Ziffer 4 oder Ziffer 9 genanntes För-
derfähigkeitskriterium bei Antragstellung bzw. Ab-
schluss des Kreditvertrags nicht vorlag bzw. sofern 
es während der gesamten Laufzeit der Bürgschaft 
einzuhalten ist, nicht eingehalten wird. 

20. Sicherheiten 

Der Kreditnehmer soll für den verbürgten Kredit ne-
ben der Ausfallbürgschaft der Bürgschaftsbank so-
weit wie möglich weitere Sicherheiten stellen. Auf 
Verlangen der Bürgschaftsbank ist er verpflichtet, 
die Sicherheiten nachträglich zu verstärken, wenn 
er dazu in der Lage ist.  
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Das Sachvermögen ist angemessen zu versichern. 
Der Kreditnehmer ist damit einverstanden, dass bei 
Übergang der Forderung die bestellten Sicherhei-
ten, die nicht schon kraft Gesetzes übergehen, der 
Bürgschaftsbank bzw. deren Rückgaranten übertra-
gen werden.  

21. Privatentnahmen / Vergütungen 

Die Privatentnahmen/Vergütungen der geschäfts-
führenden Gesellschafter sind so zu bemessen, 
dass die Verzinsung und Tilgung der Kreditver-
pflichtungen nicht gefährdet wird.  

22. Kosten 

a) Bearbeitungsentgelte und Bürgschaftspro-
visionen 

Mit dem Eingang des Antrags auf Übernahme 
einer Ausfallbürgschaft („Antrag“) bei der Bürg-
schaftsbank kommt zwischen dieser und dem 
Antragssteller ein entgeltlicher Geschäftsbesor-
gungsvertrag zustande, ohne dass es einer Er-
klärung der Bürgschaftsbank bedarf.  

Bearbeitungsentgelt und Bürgschaftsprovision 
richten sich nach dem zum Zeitpunkt des An-
tragseingangs bei der Bürgschaftsbank gültigen 
Preis- und Konditionenverzeichnis „EGF 70“, 
das im Internet unter www.bürgschaftsbank.de 
abrufbar und in den Geschäftsräumen der Bürg-
schaftsbank eingesehen werden kann.  

Fällige Beträge werden von der Bürgschafts-
bank grundsätzlich per Lastschrift eingezogen.  

Der Kreditnehmer stimmt einer elektronischen 
Rechnungslegung zu.  

b) Prüfungskosten 

Der Kreditnehmer hat die Kosten der Prüfungen 
nach Ziffer 6, Ziffer 17 und Ziffer 18 zu tragen.  

Zu den Kosten gemäß vorstehend a) bis c) wird 
die gesetzliche Umsatzsteuer berechnet. Der 
Kreditnehmer ermächtigt die Bürgschaftsbank, 
die Bearbeitungsgebühren und Bürgschaftspro-
visionen im Lastschriftverfahren einzuziehen.  

Inanspruchnahme der Bürgschaftsbank 

23. Feststellung des Ausfalls 

Ansprüche aus der Ausfallbürgschaft können gel-
tend gemacht werden, wenn die Zahlungsunfähig-
keit des Kreditnehmers durch Zahlungseinstellung, 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens, durch Abgabe 
der Vermögensauskunft gemäß § 802c ZPO oder 
auf sonstige Weise erwiesen ist und wesentliche 
Eingänge aus der Verwertung der Sicherheiten ein-
schließlich weiterer Bürgschaften oder aus Verwer-
tung sonstigen Vermögens des Kreditnehmers nicht 

oder nicht mehr zu erwarten sind.  

Auch wenn die vorgenannten Voraussetzungen 
nicht vorliegen, können Ansprüche aus der Ausfall-
bürgschaft vorläufig geltend gemacht werden, wenn 
ein fälliger Zins- Provisions- oder Tilgungsanspruch 
trotz banküblicher Bemühungen des Kreditinstituts 
um Einziehung und Beitreibung der Forderung in-
nerhalb von zwölf Monaten nach schriftlicher – nach 
Fälligkeit ergangener – Zahlungsaufforderung nicht 
eingegangen ist.  

Der geltend gemachte Ausfall ist im Einzelnen dar-
zustellen und zu belegen (Ausfallberechnung). Auf 
Verlangen ist auch – unabhängig bzw. zusätzlich zu 
anderen Informations-, Prüfungs- und Auskunfts-
rechten unter diesen „Allgemeine Bürgschaftsbe-
stimmungen – EGF 70“ – Einblick in alle für den Kre-
ditnehmer geführten Konten und Unterlagen zu ge-
währen. Das Kreditinstitut bleibt nach Eintritt der 
Bürgschaftsbank in den Ausfall verpflichtet, gegen 
Erstattung der Barauslagen die Forderung einzuzie-
hen und verbleibende Sicherheiten bestmöglich zu 
verwerten und, sofern sie am SCHUFA-Verfahren 
teilnimmt, die Meldepflicht gegenüber der SCHUFA 
auch für die Bürgschaftsbank unter der eigenen 
SCHUFA-Kennziffer (FKZ) zu übernehmen. 

24. Verwertung der Sicherheiten 

Erlöse aus den Sicherheiten sind, entsprechend 
des vereinbarten Haftungsverhältnisses, quotal mit 
dem verbürgten und dem nicht verbürgten Kreditteil 
zu verrechnen. 

Sind sowohl Laufzeitkredite als auch Kontokorrent-
/ Avalrahmen verbürgt, werden Erlöse aus Sicher-
heiten im ursprünglichen Verhältnis zwischen Lauf-
zeitkrediten und Kontokorrent-/ Avalrahmen aufge-
teilt. 

Erwirbt das Kreditinstitut im Vollstreckungsverfah-
ren oder auf sonstige Weise den Kredit sichernde 
Vermögenswerte, so gilt der Ausfall erst dann als 
endgültig festgestellt, wenn diese Vermögenswerte 
an einen Dritten veräußert worden sind. 

Grundlage der Abrechnung mit der Bürgschafts-
bank ist, sofern nichts anderes vereinbart wird, der 
aus dem Weiterverkauf erzielte Erlös. Ziffer 14 
bleibt unberührt.  

25. Vertragsverletzungen 

Erfüllt das Kreditinstitut eine ihm auferlegte Ver-
pflichtung nicht und hat das Kreditinstitut dies zu 
vertreten, so ist die Bürgschaftsbank so zu stellen, 
wie sie stehen würde, wenn die Verpflichtung ord-
nungsgemäß erfüllt worden wäre.  

26. Erfüllungsort und Gerichtsstand 

Erfüllungsort und Gerichtsstand ist Stuttgart. 

http://www.bürgschaftsbank.de/
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Anlage  

1. NACE-Nomenklaturen (4-stellig) im 
Sinne von Ziffer 5.q)  

Energieintensive und/oder stark CO₂ emittierende 
Industrien und Sektoren im Sinne von Ziffer 5.q) der 
„Allgemeine Bürgschaftsbestimmungen – EGF 70“ 
umfasst die folgenden NACE-Nomenklaturen, 4-
stellig:  

a) Herstellung von sonstigen organischen Grund-
stoffen und Chemikalien (NACE 20.14); 

b) Herstellung von sonstigen anorganischen 
Grundstoffen und Chemikalien (NACE 20.13); 

c) Herstellung von Düngemitteln und Stickstoffver-
bindungen (NACE 20.15); 

d) Herstellung von Kunststoffen in Primärformen 
(NACE 20.16); 

e) Herstellung von Zement (NACE 23.51); 

f) Herstellung von Roheisen, Stahl und Ferrolegie-
rungen (NACE 24.10); 

g) Herstellung von Rohren, Hohlprofilen und Form-
stücken aus Stahl (NACE 24.20); 

h) Kaltziehen von Stangen (NACE 24.31); 

i) Kaltwalzen von Schmalband (NACE 24.32); 

j) Kaltverformung oder Abkantung (NACE 24.33); 

k) Kaltziehen von Draht (NACE 24.34); 

l) Aluminiumherstellung (NACE 24.42); 

m) Herstellung von konventionell angetriebenen 
Luftfahrzeugen und zugehörigen Maschinen 
(Teiltätigkeiten der NACE 30.30 "Luft- und 
Raumfahrzeugbau und zugehörige Maschi-
nen"); 

n) Personenbeförderung im konventionellen Luft-
verkehr (Teiltätigkeiten der NACE 51.10); 

o) Luftfrachtverkehr mit konventionellen Kraftfahr-
zeugen (Teiltätigkeiten der NACE 51.21); und  

p) Erbringung von Dienstleistungen im Zusammen-
hang mit der konventionellen Luftfahrt. (Untertä-
tigkeiten der NACE 52.23). 

 
1 GVW = Bruttogewicht des Fahrzeugs 
2 UD = Städtische Zustellung, RD = Regionale Zustellung und LH 
= Long Haul 

2. Gemäß Ziffer 9.c)(1) ausgeschlossene 
CO₂-Emissionsgrenzwerte für Transport-
fahrzeuge 

Gemäß Ziffer 9.c)(1) der „Allgemeine Bürgschafts-
bestimmungen – EGF 70“ darf der verbürgte Kredit 
nicht der Finanzierung des Erwerbs eines Trans-
portfahrzeugs, welches die nachfolgend aufgeführ-
ten CO₂-Emissionsgrenzwerte überschreitet oder 
den nachfolgend aufgeführten Zwecken, dienen:  

a) Hauptsächlich für gewerbliche Zwecke genutzte 
Personenkraftwagen dürfen die CO₂-Emissions-

grenzwerte von 115 g CO₂/km entsprechend der 
Worldwide Light Duty Vehicle Test Procedure 
(WLTP) nicht überschreiten; 

b) Transporter und leichte Nutzfahrzeuge dürfen 
die CO₂-Emissionsgrenzwerte von 182 g 

CO₂/km entsprechend der Worldwide Light Duty 
Vehicle Test Procedure (WLTP) nicht über-
schreiten; 

c) Lastkraftwagen und schwere Nutzfahrzeuge 
dürfen folgende CO₂-Emissionsgrenzwerte nicht 
überschreiten: 

  

Achs- und 
Fahrwerks-
konfigura-
tion1 

Fahr-
zeug-
Unter-
gruppe2 

Referenz-
wert über 
gCO2 / t-km  

Starr, 4x2, 
GVW > 16t  

4-UD 307.23 

4-RD 197.16 

4-LH 105.96 

Traktor, 4x2, 
GVW > 16t   

5-RD 84 

5-LH 56.6 

Starr, 6x2  
9-RD 110.98 

9-LH 65.16 

Traktor, 6x2  
10-RD 83.26 

10-LH 58.26 

 

d) Lastkraftwagen (einschließlich, aber nicht be-
schränkt auf Lastkraftwagen, die zu einer Unter-
gruppe von Schwerlastfahrzeugen gehören), die 
nicht (i) den Normen „EURO VI" oder höher ent-
sprechen und nicht unter ein der in der voranste-
henden Tabelle aufgeführten vierachsigen Fahr-
gestellkonfigurationen fallen, oder (ii) im Falle 
von Abfallsammelfahrzeugen den Normen 
„EURO V" oder höher;  

e) Lastkraftwagen für den Transport von fossilen 
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Kraftstoffen oder von mit alternativen Kraftstof-
fen gemischten fossilen Kraftstoffen; 

f) Fahrzeuge der Klasse L (2- , 3 und 4-rädige 
Fahrzeuge), die nicht zu den direkt emissions-
freien Fahrzeugen gehören; 

g) Öffentliche Verkehrsmittel (Straßenbahnen, U-
Bahnen und Busse) dürfen eine direkte Emis-
sion von 50 g CO₂-Äquivalent pro Personenkilo-

meter (gCO₂e/pkm) nicht überschreiten;  

h) Personenzüge dürfen eine direkte Emission von 
50 g CO₂-Äquivalent pro Personenkilometer 

(gCO₂e/pkm) nicht überschreiten; 

i) Güterzüge dürfen eine direkte Emission von 
28,3 g CO₂-Äquivalent pro Tonnenkilometer 

(gCO₂e/tkm) nicht überschreiten;  

j) Züge für den Transport von fossilen Kraftstoffen 
oder von mit alternativen Kraftstoffen gemisch-
ten fossilen Kraftstoffen; 

k) Binnenfahrgastschiffe dürfen eine direkte Emis-
sion von 50 g CO₂-Äquivalent pro Personenkilo-

meter (gCO₂e/pkm) nicht überschreiten; 

l) Binnenfrachtschiffe dürfen eine direkte Emission 
von 28,3 g CO₂-Äquivalent pro Tonnenkilometer 

(gCO₂e/tkm) nicht überschreiten; 

m) Binnenschiffe für den Transport von fossilen 
Kraftstoffen oder von mit alternativen Kraftstof-
fen gemischten fossilen Kraftstoffen; 

n) Seeschiffe für den Transport von fossilen Kraft-
stoffen oder von mit alternativen Kraftstoffen ge-
mischten fossilen Kraftstoffen.  

3. Definition De-Minimis-Verordnung 

Die Bezugnahme auf die De-Minimis-Verordnung 
im Rahmen der „Allgemeine Bürgschaftsbestim-
mungen – EGF 70“ meint, soweit anwendbar: 

a) die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kom-
mission vom 18. Dezember 2013 über die An-
wendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
auf De-Minimis-Beihilfen (ABl. L 352 vom 
24.12.2013, S. 1), oder 

b) Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Kommis-
sion vom 18. Dezember 2013 über die Anwen-
dung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union auf 
De-Minimis-Beihilfen im Agrarsektor (ABl. L 352 
vom 24.12.2013, S. 9), oder 

c) Verordnung (EU) Nr. 717/2014 der Kommission 
vom 27. Juni 2014 über die Anwendung der Ar-
tikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeits-
weise der Europäischen Union auf De-Minimis-
Beihilfen im Fischerei- und Aquakultursektor 
(ABl. L 190 vom 28.6.2014, S. 45) 

in der jeweils gültigen Fassung.  

4. Definition förderfähige Wärmekraftkopp-
lung  

Förderfähige Wärmekraftkopplung im Sinne von Zif-
fer 9.c)(4)(i) der „Allgemeine Bürgschaftsbestim-
mungen – EGF 70“ meint:  

a) auf der Grundlage von 100 % erneuerbarer 
Energie, Abwärme oder einer Kombination da-
von; oder 

b) wenn die Anlage zu weniger als 100 % aus er-
neuerbaren Energien besteht und der verblei-
bende Teil mit Gas befeuert wird (kein anderer 
fossiler Brennstoff ist förderfähig): Der Gesamt-
wirkungsgrad muss über 85 % liegen, wobei der 
Wirkungsgrad wie folgt berechnet wird: (Wärme- 
und Stromerzeugung) geteilt durch den Ver-
brauch von Gas als Brennstoff. 

5. Definition geschützte Gebiete 

Geschütze Gebiete im Sinne von Ziffer 9.c) (5)(iii) 
der „Allgemeine Bürgschaftsbestimmungen – EGF 
70“ meint die im Rahmen der einschlägigen EU-
Rechtsvorschriften ausgewiesenen „Natura 2000“-
Gebiete, die im Rahmen der Ramsar-, Berner 
(Emerald-Netz) und Bonner Konvention anerkann-
ten Gebiete sowie die von den nationalen Regierun-
gen als Schutzgebiete ausgewiesenen oder zur 
Ausweisung vorgesehenen Gebiete. 

6. Zusätzliche Kriterien für Kreditnehmer, 
die in der (Primär-)Produktion, Verarbei-
tung und Vermarktung landwirtschaftli-
cher Erzeugnisse oder im Fischerei- und 
Aquakultursektor tätig sind 

Dient der verbürgte Kredit gemäß Ziffer 9.c) (8) der 
Finanzierung von Kreditnehmern, die in der (Primär-
)Produktion, Verarbeitung und Vermarktung von 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen oder im Fische-
rei- und Aquakultursektor tätig sind, müssen die 
nachfolgend aufgeführten Kriterien im Zusammen-
hang mit den Regelungen zur staatlichen Beihilfe 
erfüllt sein:  

a) der Maximalbetrag des verbürgten Kredits zu-
gunsten eines Kreditnehmers, der in der Primär-
produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig 
ist, wird nicht auf der Grundlage des Preises  
oder der Menge der vermarkteten Erzeugnisse 
festgelegt;  

b) ist der Kreditnehmer im Fischerei- und Aquakul-
tursektor tätig, wird der Maximalbetrag des ver-
bürgten Kredits nicht auf der Grundlage des 
Preises oder der Menge der gekauften oder in 
Verkehr gebrachten Erzeugnisses festgelegt;  

c) ist der Kreditnehmer im Fischerei- und Aquakul-
tursektor tätig, darf der verbürgte Kredit  
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(1) nicht von der Verwendung inländischer Wa-
ren gegenüber importierten Waren abhängig 
gemacht werden; 

(2) sich nicht auf den Erwerb von Fischereifahr-
zeugen beziehen; 

(3) nicht der Finanzierung von Modernisierung 
oder dem Austausch von Haupt- oder Hilfs-
motoren von Fischereifahrzeugen dienen;  

(4) nicht der Finanzierung eines Vorhabens, 
welches die Fangkapazität eines Schiffes er-
höhen oder Ausrüstungen, die die Fähigkeit 
eines Schiffes, Fische zu finden, verbes-
sern, dienen;  

(5) nicht der Finanzierung des Baus neuer Fi-
schereifahrzeuge oder der Einfuhr von Fi-
schereifahrzeugen dienen; 

(6) nicht der Finanzierung vorübergehender 
oder endgültiger Einstellung der Fangtätig-
keit, es sei denn, dies ist in der Verordnung 
(EU) Nr. 508/2014 ausdrücklich vorgesehen, 
dienen; 

(7) nicht der Finanzierung der Versuchsfische-
rei dienen; 

(8) nicht der Finanzierung Übertragung des Ei-
gentums an einem Unternehmen dienen; 
und/oder 

(9) nicht der Finanzierung einer direkten Wie-
deraufstockung dienen, es sei denn, dies ist 
in einem Rechtsakt der Union ausdrücklich 
als Erhaltungsmaßnahme vorgesehen oder 
es handelt sich um eine experimentelle Wie-
deraufstockung.  

d) Ist der Kreditnehmer in der Verarbeitung und 
Vermarktung von landwirtschaftlichen Erzeug-
nissen tätig, 

(1) darf der verbürgte Kredit nicht davon abhän-
gig gemacht werden, dass es ganz oder teil-
weise an Primärerzeuger weitergegeben 
wird; und 

(2) wird der Maximalbetrag des verbürgten Kre-
dits nicht auf der Grundlage des Preises 
oder der Menge der vom Kreditnehmer bei 
den Primärerzeugern gekauften oder auf 
den Markt gebrachten Erzeugnissen festge-
setzt.  

 


